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Nachdem die Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4. No-
vember 1950 und das Zusatzprotokoll zu dieser Konvention vom 20. März 1952, welche also lauten:

(Übersetzung.)
KONVENTION 2UM

SCHUTZE DER MEN-
SCHENRECHTE UND
GRUNDFREIHEITEN

In Erwägung der Allgemei-
nen Erklärung der Menschen-
rechte, die von der Generalver-
sammlung der Vereinten Na-
tionen am 10. Dezember 1948
verkündet wurde;

in der Erwägung, daß diese
Erklärung bezweckt, die allge-
meine und wirksame Anerken-
nung und Einhaltung der darin
erklärten Rechte zu gewähr-
leisten;

in der Erwägung, daß das
Ziel des Europarates die Her-
beiführung einer größeren Ei-
nigkeit unter seinen Mitgliedern
ist und daß eines der Mittel
zur Erreichung dieses Zieles in
der Wahrung und in der Ent-
wicklung der Menschenrechte
und Grundfreiheiten besteht;

unter erneuter Bekräftigung
ihres tiefen Glaubens an diese
Grundfreiheiten, welche die
Grundlage der Gerechtigkeit
und des Friedens in der Welt
bilden, und deren Aufrechter-
haltung wesentlich auf einem
wahrhaft demokratischen poli-
tischen Regime einerseits und
auf einer gemeinsamen Auffas-
sung und Achtung der Men-
schenrechte andererseits beruht,
von denen sie sich herleiten;
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entschlossen, als Regierungen
europäischer Staaten, die vom
gleichen Geiste beseelt sind und
ein gemeinsames Erbe an gei-
stigen Gütern, politischen Über-
lieferungen, Achtung der Frei-
heit und Vorherrschaft des Ge-
setzes besitzen, die ersten
Schritte auf dem Wege zu einer
kollektiven Garantie gewisser
in der Allgemeinen Erklärung
verkündeter Rechte zu unter-
nehmen;

vereinbaren die unterzeich-
neten Regierungen, die Mit-
glieder des Buroparates sind,
folgendes :

Artikel 1

Die Hohen Vertragschlie-
ßenden Teile sichern allen ihrer
Jurisdiktion unterstehenden
Personen die in Abschnitt I
dieser Konvention niederge-
legten Rechte und Freiheiten
zu.

ABSCHNITT I
Artikel 2

(1) Das Recht jedes Menschen
auf das Leben wird gesetzlich
geschützt. Abgesehen von der
Vollstreckung eines Todesur-
teils, das von einem Gericht im
Falle eines durch Gesetz mit der
Todesstrafe bedrohten Ver-
brechens ausgesprochen worden
ist, darf eine absichtliche Tötung
nicht vorgenommen werden.

(2) Die Tötung wird nicht als
Verletzung dieses Artikels be-
trachtet, wenn sie sich aus einer
unbedingt erforderlichen Ge-
waltanwendung ergibt:

a) um die Verteidigung eines
Menschen gegenüber
rechtswidriger Gewaltan-
wendung sicherzustellen;

b) um eine ordnungsgemäße
Festnahme durchzuführen
oder das Entkommen
einer ordnungsgemäß fest-
gehaltenen Person zu ver-
hindern;

c) um im Rahmen der Ge-
setze einen Aufruhr oder
einen Aufstand zu unter-
drücken.
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Artikel 3

Niemand darf der Folter oder
unmenschlicher oder erniedri-
gender Strafe oder Behandlung
unterworfen werden.

Artikel 4

(1) Niemand darf in Sklaverei
oder Leibeigenschaft gehalten
werden.

(2) Niemand darf gezwungen
werden, Zwangs- oder Pflicht-
arbeit zu verrichten.

(3) Als „Zwangs- oder Pflicht-
arbeit" im Sinne dieses Artikels
gilt nicht:

a) jede Arbeit, die normaler-
weise von einer Person
verlangt wird, die unter
den von Artikel 5 der
vorliegenden Konvention
vorgesehenen Bedingungen
in Haft gehalten oder be-
dingt freigelassen worden
ist;

b) jede Dienstleistung mili-
tärischen Charakters, oder
im Falle der Verweigerung
aus Gewissensgründen in
Ländern, wo diese als
berechtigt anerkannt ist,
eine sonstige an Stelle der
militärischen Dienstpflicht
tretende Dienstleistung;

c) jede Dienstleistung im
Falle von Notständen und
Katastrophen, die das Le-
ben oder das Wohl der
Gemeinschaft bedrohen;

d) jede Arbeit oder Dienst-
leistung, die zu den nor-
malen Bürgerpflichten ge-
hört.

Artikel 5

(1) Jedermann hat ein Recht
auf Freiheit und Sicherheit. Die
Freiheit darf einem Menschen
nur in den folgenden Fällen und
nur auf die gesetzlich vorge-
schriebene Weise entzogen wer-
den:

a) wenn er rechtmäßig nach
Verurteilung durch ein zu-
ständiges Gericht in Haft
gehalten wird;
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b) wenn er rechtmäßig fest-
genommen worden ist
oder in Haft gehalten
wird wegen Nichtbefol-
gung eines rechtmäßigen
Gerichtsbeschlusses oder
zur Erzwingung der Er-
füllung einer durch das
Gesetz vorgeschriebenen
Verpflichtung;

c) wenn er rechtmäßig fest-
genommen worden ist
oder in Haft gehalten
wird zum Zwecke seiner
Vorführung vor die zu-
ständige Gerichtsbehörde,
sofern hinreichender Ver-
dacht dafür besteht, daß
der Betreffende eine straf-
bare Handlung begangen
hat, oder begründeter An-
laß zu der Annahme be-
steht, daß es notwendig
ist, den Betreffenden an
der Begehung einer straf-
baren Handlung oder an
der Flucht nach Begehung
einer solchen zu hindern;

d) wenn es sich um die recht-
mäßige Haft eines Min-
derjährigen handelt, die
zum Zwecke überwachter
Erziehung angeordnet ist,
oder um die rechtmäßige
Haft eines solchen, die
zum Zwecke seiner Vor-
führung vor die zustän-
dige Behörde verhängt ist;

e) wenn er sich in rechtmä-
ßiger Haft befindet, weil
er eine Gefahrenquelle für
die Ausbreitung anstecken-
der Krankheiten bildet,
oder weil er geisteskrank,
Alkoholiker, rauschgift-
süchtig oder Landstreicher
ist;

f) wenn er rechtmäßig fest-
genommen worden ist
oder in Haft gehalten
wird, um ihn daran zu
hindern, unberechtigt in
das Staatsgebiet einzudrin-
gen oder weil er von
einem gegen ihn schwe-
benden Ausweisungs- oder
Auslieferungsverfahren be-
troffen ist.
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(2) Jeder Festgenommene muß
in möglichst kurzer Frist und
in einer ihm verständlichen
Sprache über die Gründe seiner
Festnahme und über die gegen
ihn erhobenen Beschuldigungen
unterrichtet werden.

(3) Jede nach der Vorschrift
des Abs. 1 c dieses Artikels fest-
genommene oder in Haf t gehal-
tene Person m u ß unverzüglich
einem Richter oder einem an-
deren, gesetzlich zur Ausübung
richterlicher Funkt ionen er-
mächtigten Beamten vorgeführt
werden. Er hat Anspruch auf
Aburteilung innerhalb einer an-
gemessenen Frist oder auf Haf t -
entlassung während des Verfah-
rens. Die Freilassung k a n n Von
der Leistung einer Sicherheit
für das Erscheinen vor Gericht
abhängig gemacht werden.

(4) Jedermann, dem seine Frei-
heit durch Festnahme oder Haft
entzogen wird, ha t das Recht,
ein Verfahren zu beantragen, in
dam von einem Gericht ehetun-
lich über die Rechtmäßigkeit
der Haft entschieden wi rd und
im Falle der Widerrechtlichkeit
seine Entlassung angeordnet
wird.

(5) Jeder, der entgegen den
Bestimmungen dieses Artikels
von Festnahme oder Haf t be-
troffen worden ist, ha t An-
spruch auf Schadenersatz.

Artikel 6

(1) Jedermann hat Anspruch
darauf, daß seine Sache in bil-
liger Weise öffentlich und in-
nerhalb einer angemessenen Frist
gehört wird, und zwar von
einem unabhängigen und unpar-
teiischen, auf Gesetz beruhenden
Gericht, das über zivilrechtliche
Ansprüche und Verpflichtungen
oder über die Stichhaltigkeit der
gegen ihn erhobenen strafrecht-
lichen Anklage zu entscheiden
hat. Das Urteil muß öffentlich
verkündet werden, jedoch kann
die Presse und die Öffentlichkeit
während der gesamten Verhand-
lung oder eines Teiles derselben
im Interesse der Sittlichkeit, der
öffentlichen Ordnung oder der
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nationalen Sicherheit in einem
demokratischen Staat ausge-
schlossen werden, oder wenn die
Interessen von Jugendlichen
oder der Schutz des Pr iva t -
lebens der Prozeßparteien es
verlangen, oder, und zwar u n t e r
besonderen Umständen, w e n n
die öffentliche Verhandlung die
Interessen der Rechtspflege be-
einträchtigen würde, in diesem
Fall jedoch nu r in dem nach
Auffassung des Gerichts erfor-
derlichen Umfang.

(2) Bis zum gesetzlichen Nach-
weis seiner Schuld wird ver -
mutet, daß der wegen einer
strafbaren Handlung Ange-
klagte unschuldig ist.

(3) Jeder Angeklagte ha t min -
destens (englischer. Text) insbe-
sondere (französischer Text) die
folgenden Rechte:

a) in möglichst kurzer Frist
in einer für ihn verständ-
lichen Sprache in allen Ein-
zelheiten über die Ar t und
den Grund der gegen ihn
erhobenen Beschuldigung
in Kenntnis gesetzt zu
werden;

b) über ausreichende Zeit u n d
Gelegenheit zur Vorberei-
tung seiner Verteidigung
zu verfügen;

c) sich selbst zu verteidigen
oder den Beistand eines
Verteidigers seiner Wahl
zu erhalten und, falls er
nicht über die Mittel zur
Bezahlung eines Vertei-
digers verfügt, unentgelt-
lich den Beistand eines
Pflichtverteidigers zu er-
halten, wenn dies im In-
teresse der Rechtspflege er-
forderlich ist;

d) Fragen an die Belastungs-
zeugen zu stellen oder stel-
len zu lassen und die La-
dung und Vernehmung
der Entlastungszeugen un-
ter denselben Bedingungen
wie die der Belastungszeu-
gen zu erwirken;

e) die unentgeltliche Beizie-
hung eines Dolmetschers
zu verlangen, wenn der
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Angeklagte die Verhand-
lungssprache des Gerichts
nicht versteht oder sich
nicht darin ausdrücken
kann.

Artikel 7

(1) Niemand kann wegen einer
Handlung oder Unterlassung
verurteilt werden, die zur Zeit
ihrer Begehung nach inländi-
schem oder internationalem
Recht nicht strafbar war. Eben-
so darf keine höhere Strafe als
die im Zeitpunkt der Begehung
der strafbaren Handlung ange-
drohte Strafe verhängt werden.

(2) Durch diesen Artikel darf
die Verurteilung oder Bestra-
fung einer Person nicht ausge-
schlossen werden, die sich einer
Handlung oder Unterlassung
schuldig gemacht hat, welche im
Zeitpunkt ihrer Begehung nach
den von den zivilisierten Völ-
kern allgemein anerkannten
Rechtsgrundsätzen strafbar war.

Artikel 8

(1) Jedermann hat Anspruch
auf Achtung seines Privat- und
Familienlebens, seiner Wohnung
und seines Briefverkehrs.

(2) Der Eingriff einer öffent-
lichen Behörde in die Ausübung
dieses Rechts ist nur statthaft,
insoweit dieser Eingriff gesetz-
lich vorgesehen ist und eine
Maßnahme darstellt, die in einer
demokratischen Gesellschaft für
die nationale Sicherheit, die öf-
fentliche Ruhe und Ordnung,
das wirtschaftliche Wohl des
Landes, die Verteidigung der
Ordnung und zur Verhinderung
von strafbaren Handlungen,
zum Schutz der Gesundheit und
der Moral oder zum Schutz der
Rechte und Freiheiten anderer
notwendig ist.

Artikel 9

(1) Jedermann hat Anspruch
auf Gedanken-, Gewissens- und
Religionsfreiheit; dieses Recht
umfaßt die Freiheit des einzel-
nen zum Wechsel der Religion
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oder der Weltanschauung sowie
die Freiheit, seine Religion oder
Weltanschauung einzeln oder in
Gemeinschaft mit anderen öf-
fentlich oder privat, durch Got-
tesdienst, Unterricht, Andachten
und Beachtung religiöser Ge-
bräuche auszuüben.

(2) Die Religions- und Be-
kenntnisfreiheit darf nicht Ge-
genstand anderer als vom Ge-
setz vorgesehener Beschränkun-
gen sein, die in einer demokra-
tischen Gesellschaft notwendige
Maßnahmen im Interesse der
öffentlichen Sicherheit, der öf-
fentlichen Ordnung, Gesund-
heit und Moral oder für den
Schutz der Rechte und Frei-
heiten anderer sind.

Artikel 10

(1) Jedermann hat Anspruch
auf freie Meinungsäußerung.
Dieses Recht schließt die Frei-
heit der Meinung und die Frei-
heit zum Empfang und zur Mit-
teilung von Nachrichten oder
Ideen ohne Eingriffe öffent-
licher Behörden und ohne Rück-
sicht auf Landesgrenzen ein.
Dieser Artikel schließt nicht aus,
daß die Staaten Rundfunk- ,
Lichtspiel- oder Fernsehunter-
nehmen einem Genehmigungs-
verfahren unterwerfen.

(2) Da die Ausübung dieser
Freiheiten Pflichten und Ver-
antwortung mit sich bringt ,
kann sie bestimmten, vom Gesetz
vorgesehenen Formvorschriften,
Bedingungen, Einschränkungen
oder Strafdrohungen un te rwor-
fen werden, wie sie in einer
demokratischen Gesellschaft im
Interesse der nationalen Sicher-
heit, der territorialen Unver -
sehrtheit oder der öffentlichen
Sicherheit, der Aufrechterhal-
tung der Ordnung und der
Verbrechensverhütung, des
Schutzes der Gesundheit und der
Moral, des Schutzes des guten
Rufes oder der Rechte anderer
unentbehrlich sind, um die Ver-
breitung von vertraulichen
Nachrichten zu verhindern oder
das Ansehen und die Unparte i -
lichkeit der Rechtsprechung zu
gewährleisten.
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Artikel 11

(1) Alle Menschen haben das
Recht, sich friedlich zu ver-
sammeln und sich frei mit an-
deren zusammenzuschließen, ein-
schließlich des Rechts, zum
Schutze ihrer Interessen Ge-
werkschaften zu bilden und die-
sen beizutreten.

(2) Die Ausübung dieser
Rechte darf keinen anderen
Einschränkungen unterworfen
werden als den vom Gesetz vor-
gesehenen, die in einer demo-
kratischen Gesellschaft im In-
teresse der nationalen und öf-
fentlichen Sicherheit, der Auf-
rechterhaltung der Ordnung
und der Verbrechensverhütung,
des Schutzes der Gesundheit und
der Moral oder des Schutzes der
Rechte und Freiheiten anderer
notwendig sind. Dieser Artikel
verbietet nicht, daß die Aus-
übung dieser Rechte durch Mit-
glieder der Streitkräfte, der Po-
lizei oder der Staatsverwaltung
gesetzlichen Einschränkungen
unterworfen wird.

Artikel 12

Mit Erreichung des heiratsfä-
higen Alters haben Männer und
Frauen gemäß den einschlägigen
nationalen Gesetzen das Recht,
eine Ehe einzugehen und eine
Familie zu gründen.

Artikel 13

Sind die in der vorliegenden
Konvention festgelegten Rechte
und Freiheiten verletzt worden,
so hat der Verletzte das Recht,
eine wirksame Beschwerde bei
einer nationalen Instanz einzu-
legen, selbst wenn die Verlet-
zung von Personen begangen
worden ist, die in amtlicher
Eigenschaft gehandelt haben.

Artikel 14

Der Genuß der in der vor-
liegenden Konvention festge-
legten Rechte und Freiheiten ist
ohne Benachteiligung zu ge-
währleisten, die insbesondere im
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Geschlecht, in der Rasse, Haut-
farbe, Sprache, Religion, in den
politischen oder sonstigen An-
schauungen, in nationaler oder
sozialer Herkunft, in der Zu-
gehörigkeit zu einer nationalen
Minderheit, im Vermögen, in
der Geburt oder im sonstigen
Status begründet ist.

Artikel 15

(1) Im Falle eines Krieges oder
eines anderen öffentlichen N o t -
standes, der das Leben der Na-
tion bedroht, kann jeder der
Hohen Vertragschließenden
Teile Maßnahmen ergreifen,
welche die in dieser Konvention
vorgesehenen Verpflichtungen
in dem Umfang, den die Lage
unbedingt erfordert, und unter
der Bedingung außer Kraft
setzen, daß diese Maßnahmen
nicht in Widerspruch zu den
sonstigen völkerrechtlichen Ver-
pflichtungen stehen.

(2) Die vorstehende Bestim-
mung gestattet kein Außerkraft-
setzen des Artikels 2 außer bei
Todesfällen, die auf rechtmäßige
Kriegshandlungen zurückzufüh-
ren sind, oder der Artikel 3,
4, Abs. 1, und 7.

(3) Jeder H o h e Vertragschlie-
ßende Teil, der dieses Recht der
Außerkraftsetzung ausübt, hat
den Generalsekretär des Euro-
parats eingehend über die ge-
troffenen Maßnahmen und
deren Gründe zu unterrichten.
Er muß den Generalsekretär des
Europarats auch über den Zeit-
punkt in Kenntnis setzen, in
dem diese Maßnahmen außer
Kraft getreten sind und die
Vorschriften der Konvention
wieder volle Anwendung fin-
den.

Artikel 16

Keine der Bestimmungen der
Artikel 10, 11 und 14 darf so
ausgelegt werden, daß sie den
Hohen Vertragschließenden
Parteien verbietet, die politische
Tätigkeit von Ausländern Be-
schränkungen zu unterwerfen.
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Artikel 17

Keine Bestimmung dieser
Konvention darf dahin ausgelegt
werden, daß sie für einen Staat,
eine Gruppe oder eine Person
das Recht begründet, eine Tä-
tigkeit auszuüben oder eine
Handlung zu begehen, die auf
die Abschaffung der in der vor-
liegenden Konvention festgeleg-
ten Rechte und Freiheiten oder
auf weitergehende Beschrän-
kungen dieser Rechte und Frei-
heiten, als in der Konvention
vorgesehen, hinzielt.

Artikel 18

Die nach der vorliegenden
Konvention gestatteten Ein-
schränkungen dieser Rechte und
Freiheiten dürfen nicht für an-
dere Zwecke als die vorgesehe-
nen angewendet werden.

ABSCHNITT II

Artikel 19

Um die Einhaltung der Ver-
pflichtungen, welche die Hohen
Vertragschließenden Teile in
dieser Konvention übernom-
men haben, sicherzustellen, wer-
den errichtet:

a) eine Europäische Kommis-
sion für Menschenrechte,
im folgenden „Kommis-
sion" genannt;

b) ein Europäischer Gerichts-
hof für Menschenrechte,
im folgenden „Gerichts-
hof" genannt.

ABSCHNITT III

Artikel 20

Die Zahl der Mitglieder der
Kommission entspricht derjeni-
gen der Hohen Vertragschlie-
ßenden Teile. Der Kommission
darf jeweils nur ein Angehöriger
jedes einzelnen Staates angehö-
ren.

Artikel 21

(1) Die Mitglieder der Kom-
mission werden vom Minister-
komitee mit absoluter Stimmen-
mehrheit nach einem vom Büro
der Beratenden Versammlung
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aufgestellten Namensverzeich-
nis gewählt; jede G r u p p e von
Vertretern der H o h e n Ver t r ag -
schließenden Teile in der Bera-
tenden Versammlung schlägt
drei Kandidaten vor, von denen
mindestens zwei die Staatsange-
hörigkeit des betreffenden Lan-
des besitzen müssen.

(2) Dasselbe Verfahren ist, so-
weit anwendbar, einzuschlagen,
um die Kommission im Falle
späteren Beitritts anderer Staa-
ten zu ergänzen und u m sonst
freigewordene Sitze neu zu be-
setzen.

Artikel 22

(1) Die Mitglieder der K o m -
mission werden für die D a u e r
von sechs Jahren gewählt . Sie
können wiedergewählt werden .
Jedoch läuft das A m t von sie-
ben der bei der ersten W a h l
gewählten Mitglieder nach A b -
lauf von drei Jahren ab .

(2) Die Mitglieder, deren A m t
nach Ablauf der ersten A m t s -
periode von drei Jahren endet ,
werden vom Generalsekretär
des Europarates unmi t t e lba r
nach der ersten Wahl durch das
Los bestimmt.

(3) Das Amt eines Mitglieds
der Kommission, das an Stelle
eines anderen Mitglieds, dessen
Amt noch nicht abgelaufen war ,
gewählt worden ist, dauer t bis
zum Ende der Amtszei t seines
Vorgängers.

(4) Die Mitglieder der K o m -
mission bleiben bis zum A m t s -
antri t t ihrer Nachfolger im
Amt. Danach bleiben sie in den
Fällen tätig, mit denen sie be-
reits befaßt waren.

Artikel 23

Die Mitglieder der Kommis -
sion gehören der Kommission
nur als Einzelpersonen an.

Artikel 24

Jeder Vertragschließende Teil
kann durch Vermitt lung des Ge-
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neralsekretärs des Europarats
die Kommission mit jeder an-
geblichen Verletzung der Be-
stimmungen der vorliegenden
Konvention durch einen an-
deren Hohen Vertragschließen-
den Teil befassen.

Artikel 25

(1) Die Kommission kann
durch ein an den Generalsekre-
tär des Europarats gerichtetes
Gesuch jeder natürlichen Per-
son, nichtstaatlichen Organisa-
t ion oder Personenvereinigung
angegangen werden, die sich
durch eine Verletzung der in
dieser Konvention anerkannten
Rechte durch einen der Hohen
Vertragschließenden Teile be-
schwert fühlt, vorausgesetzt, daß
der betreffende Hohe Vertrag-
schließende Teil eine Erklärung
abgegeben hat, wonach er die
Zuständigkeit der Kommission
zur Entgegennahme solcher Ge-
suche anerkannt hat. Die H o -
hen Vertragschließenden Teile,
die eine solche Erklärung ab-
gegeben haben, verpflichten sich,
die wirksame Ausübung dieses
Rechts in keiner Weise zu be-
hindern.

(2) Diese Erklärungen können
auch für einen bestimmten Zeit-
abschnitt abgegeben werden.

(3) Sie sind dem Generalsekre-
tär des Europarats zu übermit-
teln, der den Hohen Vertrag-
schließenden Teilen Abschriften
davon zuleitet und für die Ver-
öffentlichung der Erklärungen
sorgt.

(4) Die Kommission wird die
ihr durch diesen Artikel über-
tragenen Befugnisse nur aus-
üben, wenn mindestens sechs
H o h e Vertragschließende Teile
durch die in den vorstehenden
Absätzen vorgesehenen Erklä-
rungen gebunden sind.

Artikel 26

Die Kommission kann sich
mit einer Angelegenheit erst
nach Erschöpfung des inner-
staatlichen Rechtszuges in Über-
einstimmung mit den allgemein
anerkannten Grundsätzen des
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Völkerrechts und innerhalb
einer Frist von sechs Monaten
nach dem Ergehen der endgül-
tigen innerstaatlichen Entschei-
dung befassen.

Artikel 27

(1) Die Kommission befaßt
sich nicht mit einem gemäß Ar-
tikel 25 eingereichten Gesuch,
wenn es

a) anonym ist;

b) mit einem schon vorher
von der Kommission ge-
prüften Gesuch überein-
stimmt oder einer anderen
internationalen Unte r -
suchungs- oder Ausgleichs-
instanz unterbreitet wor-
den ist, u n d wenn es keine
neuen Tatsachen enthält .

(2) Die Kommission erklärt
jedes gemäß Artikel 25 unter-
breitete Gesuch als unzulässig,
wenn sie es für unvereinbar mit
den Bestimmungen dieser Kon-
vention, für offensichtlich unbe-
gründet oder für einen Miß-
brauch des Beschwerderechts
hält.

(3) Die Kommission weist
jedes Gesuch zurück, das sie ge-
mäß Artikel 26 für unzulässig
hält.

Artikel 28

Falls die Kommsision das Ge-
such annimmt,

a) hat sie zum Zweck der
Tatsachenfeststellung mi t
den Vertretern der Par-
teien eine kontradiktor i-
sche Prüfung und, falls er-
forderlich, eine Unte r -
suchung der Angelegenheit
vorzunehmen; die betref-
fenden Staaten haben,
nachdem ein Meinungs-
austausch mit der Kom-
mission stattgefunden hat,
alle Erleichterungen, die
zur wirksamen Durchfüh-
rung der Untersuchung
erforderlich sind, zu ge-
währen;
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b) hat sie sich zur Verfügung
der beteiligten Parteien zu
halten, damit eine gütliche
Regelung der Angelegen-
heit auf der Grundlage
der Achtung der Men-
schenrechte, wie sie in
dieser Konvention nieder-
gelegt sind, erreicht wer-
den kann.

Artikel 29

(1) Die Kommission führ t die
in Artikel 28 bezeichneten Auf-
gaben durch eine Unterkommis-
sion aus, die aus sieben Mitglie-
dern der Kommission besteht.

(2) Jede der beteiligten Par-
teien hat das Recht, eine Per-
son ihrer Wahl in diese U n t e r -
kommission zu entsenden.

(3) Die übrigen Mitglieder
werden nach dem in der Ge-
schäftsordnung der Kommission
festgelegten Verfahren durch
das Los bestimmt.

Artikel 30

Gelingt es der Unte rkommis-
sion gemäß Artikel 28 eine güt-
liche Regelung zu erzielen, so
hat sie einen Bericht anzufer-
tigen, der den beteiligten Staa-
ten, dem Ministerkomitee und
dem Generalsekretär des Euro -
parats zur Veröffentlichung zu
übersenden ist. Der Bericht ha t
sich auf eine kurze Angabe des
Sachverhalts und der erzielten
Lösung zu beschränken.

Artikel 31

(1) Wird eine solche Lösung
nicht herbeigeführt, so ha t die
Kommission einen Bericht über
den Sachverhalt anzufertigen
und zu der Frage Stellung zu
nehmen, ob sich aus den fest-
gestellten Tatsachen ergibt, daß
der betreffende Staat seine Ver-
pflichtungen aus der Konven-
tion verletzt hat. In diesem Be-
richt können die Ansichten
sämtlicher Mitglieder der Kom-
mission über diesen Punkt auf-
genommen werden.
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(2) Der Bericht ist dem Mi-
nisterkomitee vorzulegen; er ist
auch den beteiligten Staaten
vorzulegen, die nicht das Recht
haben, ihn zu veröffentlichen.

(3) Bei der Vorlage des Be-
richts an das Ministerkomitee
hat die Kommission das Recht,
von sich aus die ihr geeignet
erscheinenden Vorschläge zu
unterbreiten.

Artikel 32

(1) Wird die Frage nicht in-
nerhalb eines Zeitraumes von
drei Monaten, vom D a t u m der
Vorlage des Berichts an das Mi-
nisterkomitee an gerechnet, ge-
mäß Artikel 48 dieser Konven-
tion, dem Gerichtshof vorgelegt,
so entscheidet das Ministerko-
mitee mit Zweidri t telmehrheit
der zur Teilnahme an den Sit-
zungen des Komitees berechtig-
ten Mitglieder, ob die Konven-
tion verletzt worden ist.

(2) Wird eine Ver le tzung der
Konvention bejaht, so ha t das
Ministerkomitee einen Zei t raum
festzusetzen, innerhalb dessen
der betreffende H o h e Ver t rag-
schließende Teil die in der Ent-
scheidung des Ministerkomitees
vorgesehenen Maßnahmen
durchzuführen hat .

(3) Trifft der betreffende
Hohe Vertragschließende Teil
innerhalb des vorgeschriebenen
Zeitraumes keine befriedigenden
Maßnahmen, so beschließt das
Ministerkomitee mit der in vor-
stehendem Absatz 1 vorgeschrie-
benen Mehrheit, auf welche
Weise seine ursprüngliche Ent -
scheidung durchgesetzt werden
soll, und veröffentlicht den Be-
richt.

(4) Die Hohen Vertragschlie-
ßenden Teile verpflichten sich,
jede Entscheidung des Minister-
komitees, die in. Anwendung
der vorstehenden Absätze er-
geht, für sich als bindend an-
zuerkennen.
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Artikel 33

Die Sitzungen der Kommis-
sion finden unter Ausschluß der
Öffentlichkeit statt.

Artikel 34

Die Kommission trifft ihre
Entscheidungen mi t St immen-
mehrheit der anwesenden und
an der Abstimmung tei lnehmen-
den Mitglieder; die Un te rkom-
mission trifft ihre Entscheidun-
gen mit St immenmehrheit ihrer
Mitglieder.

Artikel 35

Die Kommission t r i t t zusam-
men, wenn die Umstände es er-
fordern. Die Sitzungen werden
vom Generalsekretär des Eu-
roparats einberufen.

Artikel 36

Die Kommission setzt ihre
Geschäftsordnung selbst fest.

Artikel 37

Die Sekretariatsgeschäfte der
Kommission werden vom Gene-
ralsekretär des Europarates
wahrgenommen.

A B S C H N I T T IV

Artikel 38

Der Europäische Gerichtshof
für Menschenrechte besteht aus
ebensoviel Richtern, wie der
Europarat Mitglieder zählt.
Dem Gerichtshof darf jeweils
nur ein Angehöriger jedes ein-
zelnen Staates angehören.

Artikel 39

(1) Die Mitglieder des Ge-
richtshofes werden von der Be-
ratenden Versammlung mit
Stimmenmehrheit aus einer Liste
von Personen gewählt, die von
den Mitgliedern des Europa-
rats vorgeschlagen werden; je-
des Mitglied hat drei Kandi-
daten vorzuschlagen, von denen
mindestens zwei eigene Staats-
angehörige sein müssen.

(2) Dasselbe Verfahren ist,
soweit anwendbar, einzuschla-
gen, um den Gerichtshof im
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Falle der Zulassung neuer Mit-
glieder zum Europarat zu er-
gänzen und um freigewordene
Sitze zu besetzen.

(3) Die Kandidaten müssen
das höchste sittliche Ansehen ge-
nießen und müssen entweder die
Befähigung für die Ausübung
hoher richterlicher. Ämter be-
sitzen oder Rechtsgelehrte von
anerkanntem Ruf sein.

Artikel 40

(1) Die Mitglieder des Ge-
richtshofes werden für einen
Zeitraum von neun Jahren ge-
wählt. Ihre Wiederwahl ist zu-
lässig. Jedoch läuft die Amtszeit
von vier bei der ersten Wahl
gewählten Mitgliedern nach
drei Jahren, die Amtszeit von
weiteren vier Mitgliedern nach
sechs Jahren ab.

(2) Die Mitglieder, deren
Amtszeit nach drei bzw. sechs
Jahren ablaufen soll, werden
unmittelbar nach der ersten
Wahl vom Generalsekretär
durch das Los bestimmt.

(3) Ein Mitglied des Gerichts-
hofes, das zum Ersatz eines
anderen Mitgliedes gewählt
wird, dessen Amtszeit noch
nicht abgelaufen war, bleibt bis
zum Ablauf des Amts seines
Vorgängers im Amt .

(4) Die Mitglieder des Ge-
richtshofes bleiben bis zum
Amtsantr i t t ihrer Nachfolger
im Amt. Danach bleiben sie in
den Fällen tätig, mit denen sie
bereits befaßt waren.

Artikel 41

Der Gerichtshof wählt seinen
Präsidenten und seinen Vize-
präsidenten für einen Zeitraum
von drei Jahren. Wiederwahl
ist zulässig.

Artikel 42

Die Mitglieder des Gerichts-
hofs erhalten für jeden Arbeits-



60. Stück — Ausgegeben am 24. September 1958 — Nr . 210 1945

tag eine Entschädigung, deren
Höhe vom Ministerkomitee
festgesetzt wird.

Artikel 43

Die Prüfung jedes dem Ge-
richt vorgelegten Falles erfolgt
durch eine Kammer, die aus
sieben Richtern besteht. Der
Richter, der Staatsangehöriger
einer beteiligten Partei ist,
— oder, falls ein solcher nicht
vorhanden ist, eine von diesem
Staat benannte Person, die in
der Eigenschaft eines Richters
an den Sitzungen tei lnimmt —
ist von Amts wegen Mitglied
der Kammer; die N a m e n der
anderen Richter werden vom
Präsidenten vor Beginn des
Verfahrens durch das Los be-
stimmt.

Artikel 44

Das Recht, vor dem Gerichts-
hof aufzutreten, haben n u r die
Hohen Vertragschließenden
Teile und die Kommission.

Artikel 45

Die Zuständigkeit des Ge-
richtshofes umfaßt alle die Aus-
legung und Anwendung dieser
Konvention betreffenden Fälle,
die ihm nach Artikel 48 von den
Hohen Vertragschließenden Tei-
len oder der Kommission unter-
breitet werden.

Artikel 46

(1) Jeder der Hohen Vertrag-
schließenden Teile kann jeder-
zeit die Erklärung abgeben, daß
er die Gerichtsbarkeit des Ge-
richtshofes ohne weiteres und
ohne besonderes Abkommen
für alle Angelegenheiten, die
sich auf die Auslegung und die
Anwendung dieser Konvent ion
beziehen als obligatorisch aner-
kennt.

(2) Die oben bezeichneten Er-
klärungen können bedingungs-
los oder unter der Bedingung
der Gegenseitigkeit seitens meh-
rerer oder bestimmter anderer
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Vertragschließender Teile, oder
unter Beschränkung auf einen
bestimmten Zeitraum abge-
geben werden.

(3) Diese Erklärungen sind
beim Generalsekretär des
Europarates zu hinterlegen;
dieser übermittelt den Hohen
Vertragschließenden Teilen Ab-
schriften davon.

Artikel 47

Der Gerichtshof darf sich mit
einem Fall nur befassen, nach-
dem die Kommission festgestellt
hat, daß die Versuche zur Er-
zielung einer gütlichen Rege-
lung fehlgeschlagen sind, und
nur innerhalb der in Artikel 32
vorgesehenen Dreimonatsfrist.

Artikel 48

Das Recht, ein Verfahren bei
dem Gerichtshof anhängig zu
machen, haben nur die nach-
stehend angeführten Stellen,
und zwar entweder unter der
Voraussetzung, daß der in Frage
kommende Hohe Vertrag-
schließende Teil, wenn nur einer
beteiligt ist, oder die Hohen
Vertragschließenden Teile, wenn
mehrere beteiligt sind, der ob-
ligatorischen Gerichtsbarkeit des
Gerichtshofes unterworfen sind,
oder aber, falls dies nicht zu-
trifft, unter der Voraussetzung,
daß der in Frage kommende
Hohe Vertragschließende Teil
oder die Hohen Vertrag-
schließenden Teile zustimmen:

a) die Kommission;
b) der Hohe Vertragschlies-

sende Teil, dessen Staats-
angehöriger der Verletzte
ist;

c) der Hohe Vertragschlie-
ßende Teil, der die Kom-
mission mit dem Fall be-
faßt hat;

d) der Hohe Vertragschlie-
ßende Teil, gegen den sich
die Beschwerde richtet.

Artikel 49

Wird die Zuständigkeit des
Gerichtshofes bestritten, so ent-
scheidet dieser hierüber selbst.
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Artikel 50

Erklärt die Entscheidung des
Gerichtshofs, daß eine Ent -
scheidung oder Maßnahme einer
gerichtlichen oder sonstigen Be-
hörde eines der Hohen Ver t rag-
schließenden Teile ganz oder
teilweise mit den Verpflichtun-
gen aus dieser Konvention in
Widerspruch steht, und ge-
statten die innerstaatlichen Ge-
setze des erwähnten Hohen Ver-
tragschließenden Teils n u r eine
unvollkommene Wiedergut-
machung für die Folgen dieser
Entscheidung oder Maßnahme,
so hat die Entscheidung des Ge-
richtshofs der verletzten Partei
gegebenenfalls eine gerechte Ent -
schädigung zuzubilligen.

Artikel 51

(1) Das Urteil des Gerichts-
hofs ist zu begründen.

(2) Bringt das Urteil im gan-
zen oder in einzelnen Teilen
nicht die übereinstimmende An-
sicht der Richter zum Ausdruck,
so hat jeder Richter das Recht,
eine Darlegung seiner eigenen
Ansicht beizufügen.

Artikel 52

Das Urteil des Gerichtshofs
ist endgültig.

Artikel 53

Die Hohen Vertragschlie-
ßenden Teile übernehmen die
Verpflichtung, in allen Fällen,
an denen sie beteiligt sind, sich
nach der Entscheidung des Ge-
richtshofs zu richten.

Artikel 54

Das Urteil des Gerichtshofs
ist dem Ministerkomitee zuzu-
leiten; dieses überwacht seine
Durchführung.

Artikel 55

Der Gerichtshof gibt sich
seine Geschäftsordnung und be-
stimmt die Verfahrensvor-
schriften.

Artikel 56

(1) Die erste Wahl der Mit-
glieder des Gerichtshofs findet



1948 60. Stück — Ausgegeben am 24. September 1958 — Nr. 210

statt, sobald insgesamt acht Er-
klärungen der Hohen Vertrag-
schließenden Teile gemäß Ar-
tikel 46 abgegeben worden sind.

(2) Vor dieser Wahl kann
kein Verfahren vor dem Ge-
richtshof anhängig gemacht wer-
den.

ABSCHNITT V

Artikel 57

Nach Empfang einer entspre-
chenden Aufforderung durch
den Generalsekretär des Europa-
rats hat jeder Hohe Vertrag-
schließende Teil die erforder-
lichen Erklärungen abzugeben,
in welcher Weise sein internes
Recht die wirksame Anwendung
aller Bestimmungen dieser Kon-
vention gewährleistet.

Artikel 58

Die Kosten der Kommission
und des Gerichtshofs werden
vom Europarat getragen.

Artikel 59

Die Mitglieder der Kommis-
sion und des Gerichtshofs ge-
nießen bei der Ausübung ihres
Amtes die in Artikel 40 der
Satzung des Europarates und
den auf Grund dieses Artikels
abgeschlossenen Abkommen
vorgesehenen Privilegien und
Immunitäten.

Artikel 60

Keine Bestimmung dieser
Konvention darf als Beschrän-
kung oder Minderung eines der
Menschenrechte und Grundfrei-
heiten ausgelegt werden, die in
den Gesetzen eines Hohen Ver-
tragschließenden Teils oder einer
anderen Vereinbarung, an der
er beteiligt ist, festgelegt sind.

Artikel 61

Keine Bestimmung dieser
Konvention beschränkt die
durch die Satzung des Europa-
rats dem Ministerkomitee über-
tragenen Vollmachten.
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Artikel 62

Die Hohen Vertragschließen-
den Teile kommen überein, daß
sie, es sei denn auf Grund be-
sonderer Vereinbarungen, kei-
nen Gebrauch von zwischen
ihnen geltenden Verträgen,
Übereinkommen oder Erklä-
rungen machen werden, um von
sich aus einen Streit um die
Auslegung oder Anwendung
dieser Konvention einem an-
deren Verfahren zu unterwer-
fen als in der Konvention vor-
gesehen ist.

Artikel 63

(1) Jeder Staat kann im Zeit-
punkt der Ratifizierung oder
in der Folge zu jedem anderen
Zeitpunkt durch eine an den
Generalsekretär des Europarats
gerichtete Mitteilung erklären,
daß diese Konvention auf alle
oder einzelne Gebiete Anwen-
dung findet, für deren interna-
tionale Beziehungen er verant-
wortlich ist.

(2) Die Konvention findet auf
das oder die in der Erklärung
bezeichneten Gebiete vom
dreißigsten Tage an Anwen-
dung, gerechnet vom Eingang
der Erklärung beim General-
sekretär des Europarates.

(3) In den genannten Gebie ten
werden die Best immungen die-
ser Konvention un te r Berück-
sichtigung der örtlichen N o t -
wendigkeiten angewendet .

(4) Jeder Staat, der e ine E r -
klärung gemäß Absatz 1- dieses
Artikels abgegeben ha t , kann
zu jedem späteren Z e i t p u n k t
für ein oder mehrere de r in
einer solchen Erklärung bezeich-
neten Gebiete erklären, d a ß er
die Zuständigkeit der K o m m i s -
sion für die Behandlung de r Ge-
suche von natürlichen Personen,
nichtstaatlichen Organisa t ionen
oder Personengruppen gemäß
Artikel 25 dieser K o n v e n t i o n
annimmt.

Artikel 64

(1) Jeder Staat kann bei U n -
terzeichnung dieser Konven t ion
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oder bei Hinterlegung seiner
Ratifikationsurkunde bezüglich
bestimmter Vorschriften der
Konvention einen Vorbehalt
machen, soweit ein zu dieser
Zeit in seinem Gebiet geltendes
Gesetz nicht mit der betreffen-
den Vorschrift übereinstimmt.
Vorbehalte allgemeiner Ar t sind
nach diesem Artikel nicht zu-
lässig.

(2) Jeder nach diesem Artikel
gemachte Vorbehalt muß mit
einer kurzen Inhaltsangabe des
betreffenden Gesetzes verbun-
den sein.

Artikel 65

(1) Ein Hoher Vertragschlie-
ßender Teil kann diese Konven-
tion nicht vor Ablauf von fünf
Jahren nach dem Tage, an dem
die Konvention für ihn wirk-
sam wird, und nu r nach einer
sechs Monate vorher an den
Generalsekretär des Europarats
gerichteten Mitteilung kündi-
gen; der Generalsekretär hat den
anderen Hohen Vertragschlie-
ßenden Teilen von der Kündi-
gung Kenntnis zu geben.

(2) Eine derartige Kündigung
bewirkt nicht, daß der betref-
fende Hohe Vertragschließende
Teil in bezug auf irgendeine
Handlung, welche eine Ver-
letzung dieser Verpflichtungen
darstellen könnte, und von dem
Hohen Vertragschließenden Teil
vor dem Datum seines rechts-
wirksamen Ausscheidens vor-
genommen wurde, von seinen
Verpflichtungen nach dieser
Konvention befreit wird.

(3) Unter dem gleichen Vor-
behalt scheidet ein Vertrag-
schließender Teil aus dieser
Konvention aus, der aus dem
Europarat ausscheidet.

(4) Entsprechend den Bestim-
mungen der vorstehenden Ab-
sätze kann die Konvention auch
für ein Gebiet gekündigt wer-
den, auf das sie nach Artikel 63
ausgedehnt worden ist.
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Artikel 66

(1) Diese Konvention steht
den Mitgliedern des Europarats
zur Unterzeichnung offen; sie
bedarf der Ratifikation. Die
Ratifikationsurkunden sind
beim Generalsekretär des Euro-
parats zu hinterlegen.

(2) Diese Konvention t r i t t
nach der Hinterlegung von
zehn Ratifikationsurkunden in
Kraft.

(3) Für jeden Unterzeichner-
staat, dessen Ratifikation später
erfolgt, t r i t t die Konvention
am Tage der Hinterlegung
seiner Ratifikationsurkunde in
Kraft.

(4) Der Generalsekretär des
Europarats ha t allen Mitglie-
dern des Europarats das In-
krafttreten der Konvention, die
Namen der Hohen Vertrag-
schließenden Teile, die sie rati-
fiziert haben, sowie die Hinter-
legung jeder später eingehenden
Ratifikationsurkunde mitzutei-
len.

GESCHEHEN zu Rom, am
4. November 1950, in englischer
und französischer Sprache, wo-
bei die beiden Texte in gleicher
Weise authentisch sind, in einer
einzigen Ausfertigung, die in
den Archiven des Europarats
hinterlegt wird. Der General-
sekretär wird allen Signatar-
staaten beglaubigte Abschriften
übermitteln.
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(Übersetzung.)

ZUSATZPROTOKOLL
ZUR KONVENTION ZUM
SCHUTZE DER MEN-

SCHENRECHTE UND
GRUNDFREIHEITEN

Entschlossen, Maßnahmen zur
kollektiven Sicherung gewisser
Rechte und Freiheiten außer
denjenigen zu treffen, die be-
reits im Abschnitt I der am
4. November 1950 in Rom un-
terzeichneten Konvention zum
Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten (nachstehend
als „Konvention" bezeichnet)
berücksichtigt sind,

vereinbaren die unterzeichne-
ten Regierungen, die Mitglieder
des Europarates sind, folgendes:

Artikel 1

Jede natürliche oder juristi-
sche Person hat ein Recht auf
Achtung ihres Eigentums. Nie-
mandem darf sein Eigentum
entzogen werden, es sei denn,
daß das öffentliche Interesse es
verlangt, und nur unter den
durch Gesetz und durch die all-
gemeinen Grundsätze des Völ-
kerrechts vorgesehenen Bedin-
gungen.

Die vorstehenden Bestim-
mungen beeinträchtigen jedoch
in keiner Weise das Redit des
Staates, diejenigen Gesetze an-
zuwenden, die er für die Rege-
lung der Benutzung des Eigen-
tums in Übereinstimmung mit
dem Allgemeininteresse oder
zur Sicherung der Zahlung der
Steuern, sonstiger Abgaben oder
von Geldstrafen für erforderlich
hält.

Artikel 2

Das Recht auf Bildung darf
niemandem verwehrt werden.
Der Staat hat bei Ausübung der
von ihm auf dem Gebiete der
Erziehung und des Unterrichts
übernommenen Aufgaben das
Recht der Eltern zu achten, die
Erziehung und den Unterricht
entsprechend ihren eigenen reli-
giösen und weltanschaulichen
Überzeugungen sicherzustellen.
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Artikel 3

Die Hohen Vertragschließen-
den Teile verpflichten sich, in
angemessenen Zeitabständen
freie und geheime Wahlen
unter Bedingungen abzuhalten,
die die freie Äußerung der
Meinung des Volkes bei der
Wahl der gesetzgebenden Or-
gane gewährleisten.

Artikel 4

Jeder der Hohen Vertrag-
schließenden Teile kann im
Zeitpunkt der Unterzeichnung
oder Ratifikation oder in der
Folge zu jedem anderen Zeit-
punkt an den Generalsekretär
des Europarates eine Erklärung
darüber richten, in welchem
Umfang er sich zur Anwendung
der Bestimmungen dieses Pro-
tokolls auf die in dieser Er-
klärung angegebenen Gebiete,
für deren internationale Be-
ziehungen er verantwortlich ist,
verpflichtet.

Jeder der Hohen Vertrag-
schließenden Teile, der eine Er-
klärung gemäß dem vorstehen-
den Absatz abgegeben hat, kann
von Zeit zu Zeit eine weitere
Erklärung abgeben, die den In-
halt einer früheren Erklärung
ändert oder die Anwendung der
Bestimmungen dieses Protokolls
auf irgend einem Gebiet be-
endet.

Eine im Einklang mit diesem
Artikel abgegebene Erklärung
gilt als eine gemäß Artikel 63
Abs. 1 der Konvention abge-
gebene Erklärung.

Artikel 5

Die Hohen Vertragschließen-
den Teile betrachten die Be-
stimmungen der Artikel 1, 2,
3 und 4 dieses Protokolls als
Zusatzartikel zur Konvention;
alle Vorschriften der Konven-
tion sind dementsprechend an-
zuwenden.

Artikel 6

Dieses Protokoll steht den
Mitgliedern des Europarates, die
die Konvention unterzeichnet
haben, zur Unterzeichnung
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offen; es wird gleichzeitig mit
der Konvention oder zu einem
späteren Zeitpunkt ratifiziert.
Es tritt nach der Hinterlegung
von zehn Ratifikationsurkun-
den in Kraft. Für jeden Unter-
zeichnerstaat, dessen Ratifika-
tion später erfolgt, tritt das
Protokoll am Tage der Hinter-
legung seiner Ratifikationsur-
kunde in Kraft.

Die Ratifikationsurkunden
werden beim Generalsekretär
des Europarates hinterlegt, der
allen Mitgliedern die Namen
der Staaten, die das Protokoll
ratifiziert haben, mitteilt.

Geschehen zu Paris am
20. März 1952 in englischer und
französischer Sprache, wobei die
beiden Texte in gleicher Weise
authentisch sind, in einer ein-
zigen Ausfertigung, die in den
Archiven des Europarates hin-
terlegt wird. Der Generalsekre-
tär wird allen Signatarstaaten
beglaubigte Abschriften über-
mitteln.



1956 60. Stück — Ausgegeben am 24. September 1958 — Nr. 210

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten haben, erklärt der Bundespräsident
diese Konvention unter dem Vorbehalt, daß

1. die Bestimmungen des Artikels 5 der Konvention mit der Maßgabe angewendet werden, daß
die in den Verwaltungsverfahrensgesetzen, BGBl.Nr. 172/1950, vorgesehenen Maßnahmen des
Freiheitsentzuges unter der in der österreichischen Bundesverfassung vorgesehenen nachprüfenden
Kontrolle durch den Verwaltungsgerichtshof oder den Verfassungsgerichtshof unberührt bleiben;

2. die Bestimmungen des Artikels 6 der Konvention mit der Maßgabe angewendet werden,
daß die in Artikel 90 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 festgelegten Grund-
sätze über die Öffentlichkeit im gerichtlichen Verfahren in keiner Weise beeinträchtigt werden,

und von dem Wunsch geleitet, jede Unsicherheit betreffend die Anwendung des Artikels 1
des Zusatzprotokolls im Zusammenhang mit dem Staatsvertrag betreffend die Wiederherstellung
eines unabhängigen und demokratischen Österreich vom 15. Mai 1955 zu vermeiden, das Zusatz-
protokoll mit dem Vorbehalt, daß die Bestimmungen des Teiles IV „Aus dem Krieg herrührende
Ansprüche" und des Teiles V „Eigentum, Rechte und Interessen" des zitierten Staatsvertrages
unberührt bleiben,

für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung
der in dieser Konvention samt Zusatzprotokoll enthaltenen Bestimmungen,
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz,
vom Bundesminister für Unterricht, vom Bundesminister für soziale Verwaltung, vom Bundes-
minister für Finanzen, vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, vom Bundesminister
für Handel und Wiederaufbau, vom Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft, vom
Bundesminister für Landesverteidigung und vom Bundesminister für die Auswärtigen Angelegen-
heiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 5. August 1958.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für Inneres:
Helmer

Der Bundesminister für Justiz:
Tschadek

Der Bundesminister für Unterricht:
Drimmel

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Proksch

Der Bundesminister für Finanzen:
i. V. Bock

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Thoma

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft:
Waldbrunner

Der Bundesminister für Landesverteidigung:
Graf

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:
Figl

Die vorliegende Konvention und das Zusatzprotokoll traten gemäß Artikel 66 der Konvention
und gemäß Artikel 6 des Zusatzprotokolls am 3. September 1958 für Österreich in Kraft.

Die vorliegende Konvention und das Zusatzprotokoll wurden bisher von nachstehenden
Staaten ratifiziert:

Belgien, Bundesrepublik Deutschland, Dänemark, Griechenland, Irland, Island, Italien, Luxem-
burg, Niederlande, Norwegen, Schweden, Türkei und Vereinigtes Königreich von Großbritannien
und Nordirland.

Aus Anlaß der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde wurden am 3. September 1958 folgende
Erklärungen beim Generalsekretär des Europarates hinterlegt:

(Übersetzung.)

Erklärung
im Sinne des Artikels 25 der am 4. November
1950 in Rom unterzeichneten Konvention
zum Schutz der Menschenrechte und Grund-

freiheiten
Im Namen der Bundesregierung der Republik

Österreich gebe ich im Sinne des Artikels 25 der
am 4. November 1950 in Rom unterzeichneten
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und
Grundfreiheiten die folgende Erklärung ab:

Die Bundesregierung der Republik Österreich
erkennt für einen Zeitraum von drei Jahren die
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Zuständigkeit der Europäischen Kommission für
Menschenrechte an, mit einem an den General-
sekretär des Europarates gerichteten Gesuch be-
faßt zu werden, das jede natürliche Person, nicht-
staatliche Organisation oder Personenvereinigung
einbringen kann, die sich durch eine Verletzung
der in dieser Konvention anerkannten Rechte
durch einen der Hohen Vertragschließenden Teile
beschwert erachtet.

Wien, am 3. September 1958.

Figl

Erklärung
im Sinne des Artikels 46 der am 4. November
1950 in Rom unterzeichneten Konvention
zum Schutz der Menschenrechte und Grund-

freiheiten
Im Namen der Bundesregierung der Republik

Österreich gebe ich im Sinne des Artikels 46 der
am 4. November 1950 in Rom unterzeichneten
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und
Grundfreiheiten die folgende Erklärung ab:

Die Bundesregierung der Republik Österreich
anerkennt, ohne weiteres und ohne besonderes
Abkommen, für einen Zeitraum von drei Jahren
die obligatorische Gerichtsbarkeit des Europä-
ischen Gerichtshofes für Menschenrechte für alle
Angelegenheiten, die sich aus der Auslegung oder
Anwendung der genannten Konvention ergeben
sollten, gegenüber allen jenen Hohen Vertrag-
schließenden Teilen der obzitierten Konvention,
die ihrerseits ebenfalls eine Erklärung im Sinne
des Artikels 46 der genannten Konvention abge-
geben haben.

Wien, am 3. September 1958.

Figl

Diese Erklärungen sind mit dem Tage der Hinterlegung für Österreich rechtswirksam geworden.
Die Erklärung nach Artikel 25 der vorliegenden Konvention wurde bisher abgegeben von

Belgien, auf die Dauer von 2 Jahren, beginnend ab 30. Juni 1957;
Dänemark, auf die Dauer von 5 Jahren, beginnend ab 7. April 1957;
Bundesrepublik Deutschland, auf die Dauer von 3 Jahren, beginnend ab 1. Juli 1958;
Irland, am 25. Feber 1953, unbefristet;
Island, auf die Dauer von 5 Jahren, beginnend ab 25. März 1955;
Luxemburg, auf die Dauer von 3 Jahren, beginnend ab 18. April 1958;
Norwegen, auf die Dauer von 2 Jahren, beginnend ab 9. Dezember 1957, und
Schweden, am 4. Feber 1952, unbefristet.

Die Erklärung nach Artikel 46 der Konvention wurde bisher abgegeben von
Belgien, auf die Dauer von 5 Jahren, beginnend ab 5. Juli 1955;
Dänemark, auf die Dauer von 2 Jahren, beginnend ab 7. April 1957;
Bundesrepublik Deutschland, auf die Dauer von 3 Jahren, beginnend ab 1. Juli 1958;
Irland, am 25. Feber 1953, unbefristet;
Island, auf die Dauer von 3 Jahren, beginnend ab 3. September 1958;
Luxemburg, auf die Dauer von 3 Jahren, beginnend ab 18. April 1958;
Niederlande, auf die Dauer von 5 Jahren, beginnend ab 31. August 1954.

Raab


